
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde, 
 

gestern hat Bundes-
kanzlerin Angela 
Merkel in Berlin mit 
den Präsidenten Hol-
lande, Poroschenko 
und  Putin  über  eine  

Friedenslösung für die Ukraine bera-
ten. Im sogenannten Normandie-
Format wurde ernsthaft über die 
Umsetzung der Minsker Vereinba-
rung für die Ostukraine gesprochen. 
Dass keine schnellen Lösungen ge-
funden wurden war vorher klar. Es 
gab aber kleine Fortschritte, die bele-
gen, dass der Gesprächsfaden nicht 
abreißen darf.  
So wurde zum Beispiel verabredet, 
dass sich an bestimmten Frontab-
schnitten in der Ostukraine zurück-
gezogen wird. Außerdem wurde sich 
auf einen Zeitplan für eine Friedens-
lösung im Sinne des Minsker Ab-
kommens geeinigt.  
Im Anschluss nutze Bundeskanzlerin 
Merkel den Besuch des russischen 
Präsidenten, die dramatische Lage in 
Syrien zu erörtern. Bei diesem Ge-
spräch machte sie richtigerweise 
klar, dass die Bombardierung von 
Aleppo unmenschlich und grausam 
ist. Zudem erinnerte sie Präsident 
Putin an seine Verantwortung, sei-
nen Einfluss auf den syrischen 
Machthaber auszuüben.  
Auch wenn der gestrige Tag leider 
keine Wunder bewirkt hat, ist es 
richtig und sehr wichtig, mit der 
russischen Seite im harten und kriti-
schen Gespräch zu bleiben.  
 
Viel Spaß beim Lesen wünscht 

 
Peter Hintze MdB 
Vorsitzender der CDU-Landesgruppe NRW 
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Durchbruch bei der Neuordnung  
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 
 
In der vergangenen Woche haben sich die Ministerpräsidenten der Länder 
mit der Bundeskanzlerin unter Beteiligung von Bundesfinanzminister Dr. 
Wolfgang Schäuble und Bundesminister Peter Altmaier auf eine Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab dem Jahr 2020 verständigt. 
 
Eine Lösung unter Wahrung der Belange der neuen sowie der finanzschwa-
chen alten Bundesländer war letztlich nur möglich, weil die Bundesseite 
den Ländern finanziell sehr weit entgegengekommen ist. Im Gegenzug ha-
ben sich die Länder grundsätzlich bereit erklärt, strukturellen, kompetenz-
rechtlichen Verbesserungen in den Bund-Länder-Beziehungen zugunsten 
des Bundes zuzustimmen. 
Ab dem Jahr 2020 entfallen auf Länderwunsch der Umsatzsteuervorweg-
ausgleich und der Länderfinanzausgleich im engeren Sinne. Diese Aus-
gleichselemente des bisherigen Finanzausgleichs unter den Ländern werden 
durch einen Ausgleich im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung ersetzt. Der 
Bund beteiligt sich daran, indem er den Ländern einen zusätzlichen Festbe-
trag von 2,6 Mrd. Euro sowie zusätzliche Umsatzsteuerpunkte im Gegen-
wert von mehr als 1,4 Mrd. Euro zur Verfügung stellt. Dieses Volumen wird 
sich in den Folgejahren mit steigendem Umsatzsteueraufkommen erhöhen. 
Die gesamte zusätzliche finanzielle Beteiligung des Bundes summiert sich 
damit aus heutiger Sicht im Jahr 2020 auf mehr als 9,5 Mrd. Euro und steigt 
bis zum Jahr 2030 auf Basis einer Schätzung auf ca. 13 Mrd. Euro. 
 
Das finanzielle Entgegenkommen des Bundes fügt sich nahtlos in die Reihe 
der Entlastungen von Ländern und Kommunen durch den Bund ein - von 
der Übernahme der Grundsicherung im Alter bis zur kommunalen Investiti-
onsförderung. Dabei wird oft vergessen, dass nicht nur der Bund, sondern 
auch die Länder in den letzten Jahren von erheblichen Steuermehreinnah-
men profitiert haben.  
 
Neben den genannten finanziellen Aspekten wurden auch strukturelle, 
kompetenzrechtliche Veränderungen vereinbart. So soll der Stabilitätsrat, 
der die Haushaltsführung von Bund und Ländern überwacht, weiter ge-
stärkt werden. Der Bundesrechnungshof erhält – wenn Landesaufgaben vom 
Bund mitfinanziert werden – im Benehmen mit den Landesrechnungshöfen 
Erhebungsrechte in der Landesverwaltung. Die Steuerungsrechte des Bun-
des bei Finanzhilfen werden gestärkt. Die Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern zur Bekämpfung des Steuerbetrugs und der Geldwäsche soll 
verbessert werden. Zusätzlich werden Weisungsrechte des Bundes in der 
Steuerverwaltung (insbesondere beim IT-Einsatz) gestärkt.  
Weiter ist vorgesehen, dass die Bundesautobahnen in unmittelbare Bundes-
verwaltung übernommen werden. Dazu soll eine privatrechtlich organisier-
te Infrastrukturgesellschaft gegründet werden.  
 
Die Neuregelung soll grundsätzlich unbefristet gelten, es sei denn, dass der 
Bund oder mindestens drei Länder nach 2030 eine Neuordnung einfordern.  
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Zuhälterei und Ausbeutung von  
Prostituierten schärfer sanktionieren 
Kampf gegen Menschenhandel bleibt weiterhin wichtige Aufgabe 

 
Von moderner Sklaverei ist auch Deutschland betroffen. Besonders entwürdigend und trau-
matisierend ist dabei die Zwangsprostitution. Zum europäischen Tag gegen Menschenhandel 
erklärt die rechtspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkel-
meier-Becker MdB: 
 

„Zur Bekämpfung von Zwangsprostitution, Zwangsarbeit und Menschenhandel haben wir mit dem am 15. Oktober 
in Kraft getretenen Gesetz einen wichtigen Schritt getan.  
Die Strafvorschriften wurden objektiver und damit praktikabler ausgestaltet. Das wird es in der Praxis einfacher ma-
chen, die Täter tatsächlich zur Verantwortung zu ziehen. Die Einführung der Strafbarkeit von Freiern in Fällen, in 
denen diese die Zwangslage der Opfer erkennen und trotzdem ausnutzen, war seit Beginn der Koalition ein wichti-
ges Anliegen der Union, das nun endlich umgesetzt ist. 
 
Der europäische Tag gegen Menschenhandel ist ein wichtiger Tag, der uns daran erinnert, dass wir in unserem 
Kampf dagegen nicht nachlassen dürfen. Besonders die Ausbeutung von Prostituierten stellt ein großes Problem im 
Bereich des Menschenhandels dar. In diesem Bereich besteht noch gesetzgeberischer Handlungsbedarf.  
Eine Verschärfung der Strafvorschriften bei Zuhälterei und der Ausbeutung von Prostituierten scheiterte bisher al-
lerdings am Bundesjustizminister. Aus meiner Sicht verdienen die Opfer von Zwangsprostitution mehr Schutz – 
dafür wird sich die Unionsfraktion auch weiterhin einsetzen.“        

Foto: Frank Baquet 

 

Bund schnürt großes Entlastungspaket  
für die Kommen und Länder  
 
Über die bereits bestehenden umfassenden Entlastungen bei den Kosten von Ländern und 
Kommunen für Flüchtlinge und Asylbewerber hinaus haben sich Bund und Länder am 16. 
Juni 2016 auf eine vollständige Entlastung der Kommunen von den Kosten der Unterkunft 
und Heizung (KdU) für anerkannte Asyl- und Schutzberechtigte im Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II) durch den Bund für die Jahre 2016 bis 2018 verständigt.  
Dadurch werden die Kommunen um 400 Millionen Euro im Jahr 2016 und voraussichtlich 
um 900 Millionen Euro für das Jahr 2017 und 1 300 Millionen Euro für das Jahr 2018 entlas-
tet.  
Bund und Länder werden natürlich rechtzeitig über die Notwendigkeit einer Anschlussrege-
lung Gespräche führen. Im Zuge der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern zur Beteili-
gung des Bundes an den Kosten der Integration vom 7. Juli 2016 hat der Bund zugesagt, den 
Ländern für die Jahre 2016 bis 2018 zu ihrer Entlastung eine jährliche Integrationspauschale 
in Höhe von 2 Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen.  
Daneben wurde vereinbart, dass der Bund den Ländern die für den Wohnungsbau im Integra-
tionskonzept in Aussicht gestellten Mittel in Höhe von jeweils 500 Millionen Euro für die 
Jahre 2017 und 2018 als Kompensationsmittel gewährt.  
 
Bei der Besprechung der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder am 16. Juni 2016 wurde zudem der Transferweg für die schon im Jahr 2013 
im Koalitionsvertrag vorgesehene Entlastung der Kommunen um 5 Milliarden Euro ab 2018 
festgelegt. 1 Milliarde Euro soll über den Umsatzsteueranteil der Länder und 4 Milliarden 
Euro sollen im Verhältnis 3 zu 2 über den Umsatzsteueranteil der Gemeinden und über die 
Bundesbeteiligung an den KdU bereitgestellt werden. 
Mit diesen Maßnahmen setzen die Bundesregierung und die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
ihre kommunalfreundliche Politik mit einem sehr großen Entlastungspaket fort.  
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